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A N FRA G E 

der Abgeordneten Dr. Partik-Pable, Mag. Haupt 

an den Bundeskanzler 

betreffend Beschäftigung von Behinderten in Telefonzentralen 

im Ressortbereich 

Bekanntlich erfüllt der Bund die vom Behinderteneinstel

lungsgesetz vorgeschriebene Beschäftigung von Behinderten 

nicht im erforderlichen Ausmaß und zahlt daher auch die 

sogenannte Ausgleichstaxe . Eine Möglichkeit, wo Behinderte 

ohne größere Adaptierungen des Arbeitsplatzes beschäftigt 

werden könnten, sind die Telefonzentralen in den Bundes

gebäuden. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Herrn 

Bundeskanzler die" 

A n fra g e 

1. Über wieviele Telefonzentralen verfügt Ihr Ministerium 

(Zentralstelien sowie nachgeordnete Dienststellen)? 

2. Wieviele Personen sind in diesen Telefonzentralen 

beschäftigt? 

3. Bei wievielen der Beschäftigten handelt es sich um 

begünstigte Behinderte nach dem Behinderteneinstellungsge

setz? 

4. Werden jene Dienstposten in Telefonzentralen, die derzeit 

nicht mi t Behinderten besetzt sind, aus technischen 

Gründen nicht mit solchen besetzt? 

5. Wenn ja, welche Kosten würden aus einer behindertengerech

ten Adaptierung entstehen? 

6. Aus welchen anderen Gründen werden derzeit Dienstposten 

in Telefonzentralen nicht mit Behinderten besetzt? 
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